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Entwurf Nachhaltigkeitsstrategie
Deutliche Kritik mit Blick auf öffentlichen Dienst

Mit Blick auf die umfangreichen 
hoheitlichen Aufgaben in der 
Landesverwaltung sollte dabei 
der Schwerpunkt in der Ausbil-
dung von Beamten (auch für 
technische Verwaltung) gesetzt 
werden, was zudem die Markt-
fähigkeit als Arbeitgeber stärkt.

Im Bereich Arbeit und Gesund-
heit erscheint es unumgänglich, 
die erkennbar erheblich gestie-
genen und natürlich noch wei-
ter steigenden Anforderungen 
wegen des rasanten techni-
schen Fortschritts (Stichwort 
„Arbeit 4.0“) unmittelbar mit 
einzubeziehen.

Die formulierten mittelfristigen 
Ziele sind eine Offenbarung, 
denn sie bestätigen von der For-
mulierung zum einen, dass der 
Arbeitgeber Land Niedersach-
sen bei der Attraktivität deutli-
che Defizite hat, zum anderen, 
dass einer weiteren Arbeitsver-
dichtung „nur“ mit die Arbeits-
fähigkeit erhaltenden Maßnah-
men entgegnet werden soll/
muss. Wie die Zukunftsfähig-
keit der Landesverwaltung so 
gesichert werden soll, bleibt of-
fen.  

Der Abdruck der gesamten Stel-
lungnahme an dieser Stelle ist 
nicht möglich. Die Stellungnah-
me ist in der gesamten Länge 
auf unserer Website unter der 
Rubrik Themen zu finden.�

Die Landesregierung hatte im November einen Ent-
wurf einer Nachhaltigkeitsstrategie für Niedersach-
sen zugestimmt. Die Federführung für die Strate-
gieentwicklung liegt beim Niedersächsischen 
Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz 
(MU). Ziel der Landesregierung ist eine ökologische, 
ökonomische und sozial nachhaltige Politik für ganz 
Niedersachsen. 

Der NBB hat von der Möglichkeit, 
eine Stellungnahme abzugeben, 
Gebrauch gemacht, weil der Ent-
wurf der Nachhaltigkeitsstrate-
gie für den Fall einer Umsetzung 
nicht unwesentlich Einfluss auf 
den öffentlichen Dienst und sei-
ne Beschäftigten haben wird.

Wegen der eingeräumten, nur 
kurzen Stellungnahmefrist hat 
der NBB sein Hauptaugenmerk 
auf einige Bereiche gerichtet, 
die sich direkt mit dem öffentli-
chen Dienst und seinen Be-
schäftigten befassen.

Der NBB hat zudem herausge-
stellt, dass eine Vielzahl der 
Handlungsfelder und die dafür 
formulierten Ziele, aber auch 
Maßnahmen und Instrumente 
nur durch oder mit Unterstüt-
zung des öffentlichen Dienstes 
in Niedersachsen umgesetzt 
werden können.

Der NBB begrüßte zwar, dass die 
Landesregierung die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des 
Landes als wichtigste Ressource 
der Landesverwaltung begreife, 
welche die Leistungsfähigkeit 
der öffentlichen Hand garantie-
re. Kritisch wurde jedoch ange-
merkt, dass die Nachhaltigkeits-
strategie nicht erkennen lasse, 
wie „ein nachhaltiger Umgang 
mit der Ressource Personal ei-
nerseits die Ziele einer nachhal-
tigen Finanzpolitik stützen“ und 
gleichzeitig dem Anspruch einer 
positiven Personalgewinnung 
und -entwicklung gerecht wer-
den soll. Ausdrücklich wird be-
dauert, dass die Aussagen und 
Positionen dazu wenig konkret 
gefasst worden sind.

Kritisch hat der NBB insgesamt 
angemerkt, dass aus seiner Sicht 
an vielen Punkten die „Rolle“ ei-
nes funktionierenden öffentli-
chen Dienstes einschließlich der 
Wechselwirkungen zu den die-
sen betreffenden Handlungsfel-
dern zu wenig betrachtet bezie-
hungsweise vernachlässigt 
würden. Dieses sei ein Ansatz-
fehler der Nachhaltigkeitsstra-
tegie an sich, denn die darge-
stellten Politikfelder müssten 
durch Menschen – auch bezie-
hungsweise insbesondere aus 
dem öffentlichen Dienst – mit 
Leben gefüllt werden.  

Der NBB hat sich detailliert zu 
den Handlungsfeldern Nachhal-
tige Finanzpolitik, Nachhaltige 
Personalgewinnung und -ent-
wicklung beim Land und Demo-
grafischer Wandel geäußert und 
deutlich kritische Worte gefun-
den, weil die Nachhaltigkeits-
strategie eigentlich keine neuen 
Erkenntnisse enthält, was die 
Themen an sich und die Ausfüh-
rungen dazu betrifft. Eigentlich 
wird nur „alter Wein in neuen 
Schläuchen“ serviert, was einer 
Nachhaltigkeitsstrategie des 
Landes und seiner grundsätzli-
chen Verantwortung in diesem 
zentralen Themenfeld nicht ge-
recht werden kann. Der NBB ver-
misst generell ein konkretes 
Tun, denn nur mit Absichtserklä-
rungen – wie in den letzten Jah-
ren – komme man nicht weiter.

Der NBB vermisst auch ein klare-
res Bekenntnis zum öffentlichen 
Dienst des Landes und dessen 
Beschäftigten. Dazu gehört aus 
NBB-Sicht unter anderem die 
Einrichtung eines Ausschusses 

des Niedersächsischen Landtags 
für öffentliches Dienstrecht in 
Niedersachsen, die Absicherung 
eines mündlichen Anhörungs-
rechts bei der Beratung beam-
tenrechtlicher Regelungen in 
den parlamentarischen Gremien 
und die Schaffung eines Rechts-
anspruchs auf Rückäußerung/
Stellungnahme zu den vorge-
brachten Argumenten und For-
derungen durch die beteiligten 
parlamentarischen Gremien. 

Der NBB hält es zudem für wich-
tig, dass die sichere und bere-
chenbare Arbeit des öffentli-
chen Dienstes deutlicher in den 
Blickpunkt der Öffentlichkeit 
gerückt wird. 

Zum Arbeitgebermarketing sind 
deshalb weitere Tätigkeitsfelder 
in den Blick zu nehmen. Das Kar-
riereportal allein reicht nicht. Zu-
dem erwarten junge Menschen 
konkrete Karriereperspektiven.

Auch dürfen klassische monetä-
re Rahmenbedingungen nicht 
ausgeklammert werden. Wer 
Qualität will, muss auch sagen 
und zeigen, dass er bereit ist, 
den „Preis“ dafür zu zahlen.

Es ist zwingend, vermehrt auf 
die interne Ausbildung von 
Nachwuchskräften zu setzen, 
denn dadurch ist eine höhere 
Bindungswirkung dieser qualifi-
zierten Kräfte zu erreichen. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

vor Kurzem fragte mich ein be-
freundeter Journalist, warum ich 
seit vielen Monaten immer wieder 
darauf drängen würde, dass sich die 
verantwortlichen Politiker/-innen 
unseres Landes mit der notwendi-
gen Ernsthaftigkeit und Konse-
quenz dem Thema Digitalisierung 
und speziell den Rahmenbedingun-
gen einer digitalen Verwaltung und 
den absehbar vielschichtigen Aus-
wirkungen auf die Beschäftigungs-
verhältnisse auseinandersetzen. 
Statt an diesem dicken (Hartholz-)
Brett zu bohren, könnte ich doch 
eigentlich genüsslich die weitere, absehbar nicht ausreichende Entwicklung 
abwarten und diese dauerhaft medienwirksam kritisieren.

Ich habe ihm erwidert, dass ich es natürlich aus der Verantwortung als 
NBB-Vorsitzender gegenüber den Kolleginnen und Kollegen der Landes- 
und Kommunalverwaltung – insbesondere mit Blick auf deren Arbeitsbe-
dingungen und -belastungen – tue, aber auch als Bürger selbst, der in einem 
gut und zukunftsfest aufgestellten Bundesland Niedersachsen leben 
möchte.

„Zukunft ist etwas, was die meisten Menschen erst lieben, wenn es Ver-
gangenheit geworden ist.“  
� William Somerset Maugham, 1874–1965,  
� englischer Erzähler und Dramatiker

Triebfeder sei zudem der Wunsch, dass die Beschäftigten des Landes und 
seiner Kommunen auch nach der Bewältigung der Herausforderungen 
durch die Digitalisierung dafür gelobt werden, wie sie diese wirklich große 
Aufgabe bravourös bewältigt hätten. 

Anders als nach der Wiedervereinigung beziehungsweise in der Flüchtlings-
krise würden dafür aber nicht allein sehr stark engagierte und flexible 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes ausreichen. Zwingend für die Errei-
chung dieses Zieles sei, unter massiven finanziellen Anstrengungen durch 
das Land die zwingend erforderlichen Rahmenbedingungen dafür zur 
Verfügung zu stellen. 

Froh war ich, dass er keine Antwort auf seine „Nachfrage“ haben wollte, 
was uns das Lob erkennbar bei den beiden vorherigen großen und positiv 
bewältigten Herausforderungen denn gebracht habe. Ja, in diesem Punkt 
könnten die verantwortlichen Politiker/-innen über das Halten von Sonn-
tagsreden hinaus sicherlich noch dazulernen.        

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die leider eher zunehmende Ignoranz der politischen Verantwortungsträ
ger/-innen gegenüber den finanziellen Sorgen der Beschäftigten aus den 
unteren Besoldungsgruppen in unserem Land ist für mich ein besonderes 
Ärgernis. Dieses gerade auch mit Blick auf das aktuell diskutierte Thema 
„Soziale Gerechtigkeit“, welches meines Erachtens aber kein Wahl-

kampfthema sein sollte, sondern wegen seiner Bedeutung unter ganz-
heitlicher Betrachtung eine ständige Verpflichtung im politischen Han-
deln.  

Interessant ist, dass anders als früher selbst die Notwendigkeit, für die 
unteren Besoldungsgruppen besonders etwas zu tun, gegenüber den 
Entscheidern begründet werden muss. Dabei sollte es politisches Allge-
meingut sein, dass beispielsweise steigende Mietpreise und Krankenver-
sicherungsbeiträge bei einer Besoldung im unteren Bereich stärker belas-
ten. 

Aber alle Chancen (beispielsweise bei der Schaffung des eigenständigen 
Besoldungsrechts in haushalterisch rosigen Zeiten, bei der Entscheidung, 
die Nachbesserungsklausel für die Besoldungs- und Versorgungserhöhung 
2015/2016 nicht zu nutzen) blieben bisher ungenutzt. Warten wir mal ab, 
ob es eine Neubesinnung bei der Bewertung der Folgen des Tarifabschlus-
ses 2017/2018 für die Nachbesserungsklausel gibt, denn der dort verein-
barte Mindestbetrag sollte ja zumindest ein Denkanstoß sein. Hoffen wir 
zudem, dass Ausrutscher wie eine vergleichende Betrachtung unserer gut 
ausgebildeten und hoch qualifizierten Kolleginnen und Kollegen mit ange-
lernten Kräften ein einmaliger Ausrutscher in einer gerichtlichen Ausein-
andersetzung waren und nicht Gedankengut sind.    

„Autorität wie Vertrauen werden durch nichts mehr erschüttert als 
durch das Gefühl, ungerecht behandelt zu werden.“ 
� Theodor Storm, 1817–1888,  
deutscher Schriftsteller

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

ebenfalls unter das Thema „Soziale Gerechtigkeit“ subsumieren lässt sich 
die beharrliche Weigerung der politischen Verantwortungsträger/-innen, 
den Kolleginnen und Kollegen mit mehr als 40 Jahren ruhegehaltsfähiger 
Dienstzeit – weit überwiegend Kolleginnen und Kollegen aus den unteren 
Besoldungsgruppen – die Möglichkeit zu eröffnen, unter finanziell erträg-
licheren Belastungen als aktuell auf Antrag frühzeitig in den Ruhestand zu 
treten.

„Es kann keiner gerecht sein, der nicht menschlich ist.“ 
� Luc de Clapiers, Marquis de Vauvenargues, 1715–1747,  
� französischer Philosoph

Mit der eigentlich als selbstverständlich zu erwartenden Anerkennung der 
Lebensleistungen dieser Kolleginnen und Kollegen für unser Land bezie-
hungsweise unsere Kommunen sollte es eine Verpflichtung sein, einen 
vorliegenden systemkonformen Vorschlag zur Lösung auch noch vor den 
Landtagswahlen umzusetzen. Ein Hinweis darauf, dass andere Länder und 
der Bund sich nicht zu einer solchen Rechtslage durchringen können, ist 
inakzeptabel, nicht nur weil er bei Verschlechterungen auch nicht als 
Maßstab genommen wird/wurde.

Ihr      

<< Zur Sache

<< Friedhelm Schäfer, 
Landesvorsitzender
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Umstellung auf Erfahrungsstufen und Umgang mit Widersprüchen wegen Altersdiskriminierung

Praktische Umsetzung des neuen Besoldungsgesetzes
In der letzten Ausgabe hatten wir darauf hingewiesen, 
dass das Niedersächsische Finanzministerium (MF) in 
Kürze zum Umgang mit den vorliegenden Anträgen 
und Widersprüchen wegen Altersdiskriminierung ei-
nen entsprechenden Erlass herausgeben wird und wir 
über Einzelheiten dazu in dieser Ausgabe ebenso be-
richten werden wie über Fragen der praktischen Um-
setzung der Umstellung auf die Erfahrungsstufen.

<< Information auf der 
Internetseite des NLBV

Das NLBV hat auf seiner Inter-
netseite Informationen dazu zur 
Verfügung gestellt. Ergänzende 
Informationen sind den Bezüge-
mitteilungen zu entnehmen.

<< Unabhängig von Anträ­
gen oder Widersprüchen

Die Einführung von Erfahrungs-
stufen führt für die am 31. De-
zember 2016 vorhandenen Be-
soldungsempfängerinnen und 
Besoldungsempfänger in kei-
nem Fall zu einer Schlechterstel-
lung gegenüber dem bisherigen 
Recht der Stufeneinteilung.

Aufgrund der Überleitungsrege-
lungen im NBesG werden die am 
31. August 2011 bereits vorhan-
denen Besoldungsempfänger/ 
-innen rückwirkend ab 1. Sep-
tember 2011 der Erfahrungsstufe 
zugeordnet, die der nach bisheri-
gem Recht zustehenden Stufe 
entspricht. Es ändert sich mit der 
Einführung von Erfahrungsstufen 
nichts. Das Grundgehalt bemisst 
sich weiterhin nach der bisher er-
reichten Stufe, die Stufensteige-
rungen erfolgen wie nach dem 
bisherigen Steigerungsrhythmus, 
bereits verbrachte Zeiten werden 
berücksichtigt.

Für die im Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2011 bis zum 31. De-
zember 2016 eingestellten oder 
aus anderen Bundesländern 
oder vom Bund versetzten Be
soldungsempfänger/-innen wird 
eine Vergleichsberechnung, die 
sogenannte Günstigerprüfung 
vorgenommen. Als Folge dieser 

sogenannten Günstigkeitsprü-
fung ist für die jeweils betroffe-
ne Person die vorteilhaftere 
Stufe zugrunde zu legen.

Das Ergebnis der Günstigkeits-
prüfung wird schriftlich vom 
NLBV mitgeteilt. Die Vergleichs-
berechnung und gegebenen-
falls Nachzahlung wird von 
Amts wegen vorgenommen. 
Aufgrund der hohen Anzahl der 
betroffenen Personalfälle wird 
die Bearbeitung noch einige Zeit 
in Anspruch nehmen. 

Für die ab 1. Januar 2017 einge-
stellten Besoldungsempfänger/ 
-innen wird eine Erfahrungsstu-
fe unter Berücksichtigung von 
anzuerkennenden Erfahrungs-
zeiten, diesen gleichgestellten 
Zeiten oder förderlichen Zeiten 
festgesetzt. Förderliche Tätigkei-
ten werden als solche von den 
Personalstellen bestimmt und 
gegebenenfalls dem NLBV über-
mittelt. Die Zuordnung zu einer 
Erfahrungsstufe und die Benach-
richtigung der/des Besoldungs
empfängerin/-ers nimmt das 
NLBV vor. Die berücksichtigten 
Erfahrungszeiten und die maß-
gebliche Stufe werden vom 
NLBV schriftlich mitgeteilt.

<< Anträge beziehungswei­
se Widersprüche wegen 
Altersdiskriminierung

Die Widersprüche wegen Alters-
diskriminierung beziehungswei-
se Anträge auf diskriminierungs-
freie Besoldung waren vom 
Land ruhend gestellt worden 
und sind jetzt aufgrund der 
rückwirkenden gesetzlichen 
Neuregelung zu bewerten. 

Eine Altersdiskriminierung der 
am 31. August 2011 bereits vor-
handenen Besoldungsempfän
ger/-innen liegt aufgrund der 
rückwirkenden Überleitung in 
die neuen Erfahrungsstufen 
nicht vor. Eine entsprechende 
Umstellung des Besoldungs
systems ist nach Auffassung des 
Bundesverfassungsgerichtes zu-
lässig (Beschlüsse vom 7. Okto-
ber 2015, Az.: 2 BvR 413/15 und 
andere). Ausgleichsansprüche 
bestehen in diesem Zusammen-
hang nicht. Widersprüche wer-
den aufgrund der Neuregelung 
als erledigt betrachtet. Aus ver-
waltungsökonomischen Grün-
den wird grundsätzlich von ei-
ner förmlichen Bescheidung 
abgesehen. Widerspruchsfüh
rer/-innen, die dennoch einen 
Widerspruchsbescheid wün-
schen, wurden gebeten, dies ih-
rer Bezügestelle bis zum 31. Mai 
2017 schriftlich mitzuteilen.

Für die im Zeitraum vom 1. Sep-
tember 2011 bis zum 31. Dezem-
ber 2016 eingestellten Besol
dungsempfänger/-innen wird im 
Zuge der Günstigkeitsprüfung 
festgestellt, wer einer höheren 
Stufe als bisher zuzuordnen ist 
und eine entsprechende Nach-
zahlung erhält. Die bereits in der 
bisherigen Stufe verbrachte Zeit 
wird berücksichtigt. 

Eventuell ursprünglich beste
henden Altersdiskriminierun-
gen wird dadurch abgeholfen 
werden. Widersprüche werden 
danach als erledigt betrach- 
tet. Auch in diesen Fällen soll 
aus verwaltungsökonomischen 
Gründen grundsätzlich kein 
förmlicher Bescheid ergehen. 
Widerspruchsführer/-innen, die 
dennoch einen Widerspruchs-
bescheid wünschen, werden 
dann gebeten werden, dies ihrer 
Bezügestelle innerhalb einer be-
stimmten Frist schriftlich mit-
zuteilen. Eine entsprechende 
Nachricht wird in den Mittei
lungen über das Ergebnis der 
Günstigkeitsprüfung enthalten 
sein.

<< Weiteres Vorgehen – 
kein Rechtsschutz für 
Grundsatzfrage

Wir haben die Neuregelung 
geprüft und sehen diese unter 
Berücksichtigung der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungs
gerichts zur zulässigen Rückwir-
kung in Sachsen (zum 1. Septem- 
ber 2006) als (verfassungs)recht-
lich zulässig an. Danach sind so-
wohl die Rückwirkung als auch die 
Regelungen zur Bemessung des 
Grundgehalts mit dem Grundge-
setz vereinbar. Materiell rechtlich 
hat das Sächsische Besoldungsge-
setz – wie auch das neue nieder-
sächsische Besoldungsgesetz und 
die Besoldungsgesetze vieler an-
derer Länder – die grundsätzliche 
Dauer der Erfahrungsstufen den 
alten Dienstaltersstufen entspre-
chend geregelt.

Insoweit teilen wir ausdrücklich 
nicht die Auffassung eines unse-
rer gewerkschaftlichen Mitbe-
werber, der davon ausgeht, dass 
eine pauschalierende Aussage da-
hingehend, dass die Arbeitsergeb-
nisse nach 25-jähriger Tätigkeit 
besser sind als nach 15-jähriger 
Tätigkeit, sich kaum treffen lasse 
und daher die Neuregelung den 
Vorgaben der Rechtsprechung 
des EuGH nicht entsprechen. Ver-
fahren zur grundsätzlichen recht-
lichen Überprüfung der Neurege-
lung haben aus unserer Sicht 
keine Aussicht auf Erfolg. Die 
Bundesleitung des dbb hat daher 
in Absprache mit dem Dienstleis-
tungszentrum Nord des dbb und 
uns entschieden, dass kein 
Rechtsschutz in der grundsätzli-
chen Frage der Regelungen zur al-
tersdiskriminierenden Besoldung 
in Niedersachsen gewährt wird.

Das Gesagte schließt allerdings 
eine rechtliche Überprüfung 
beispielsweise der Anerken-
nung von förderlichen Zeiten als 
Erfahrungszeit nicht aus. Für 
entsprechende Rechtsschutzan-
träge muss im Einzelfall die Ge-
währung von Rechtsschutz ge-
prüft werden.�
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Familienpflegezeit und weitere Änderungen
Weiterer Handlungsbedarf
Dem NBB wurde als Gewerkschaftliche Spitzenor-
ganisation der Entwurf eines Gesetzes zur Regelung 
der Familienpflegezeit für niedersächsische Beam-
tinnen und Beamte zugeleitet.

In der letzten Ausgabe hatten 
wir bereits über die wesentli-
chen Inhalte berichtet.

In seiner Stellungnahme hat der 
NBB die mit dem Gesetzent-
wurf vorgesehene weitere Ver-
besserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zwar be-
grüßt, aber auf weiteren Hand-
lungsbedarf hingewiesen. Dazu 
gehört weiterhin die Forderung 

nach der Einführung von Le-
bensarbeitszeitkonten und wei-
terer Arbeitszeitflexibilisierun-
gen, die insbesondere Frauen 
und Männern mit Kindern zu
gutekommen, um Betreuungs-
möglichkeiten besser organisie-
ren und koordinieren zu können. 
Dies gilt vor allem auch für 
Krankheitszeiten der Kinder, für 
die vereinfachte Möglichkeiten 
von beispielsweise kurzfristiger 

Heimarbeit geschaffen werden 
sollten.

Der NBB hat zudem in Anleh-
nung an eine entsprechende Re-
gelung im Bundesrecht die For-
derung erhoben, eine Regelung 
zu schaffen, nach der Anträgen 
auf Hinausschieben des Ein-
tritts in den Ruhestand auch zu 
entsprechen ist, wenn Beam
tinnen oder Beamte vor oder 
nach Eintritt in das Dienstver-
hältnis familienbedingt teilzeit-
beschäftigt oder beurlaubt 
gewesen sind oder Familien-
pflegzeit in Anspruch genom-
men haben, das Ruhegehalt 
(das sie bei Eintritt in den Ruhe-

stand wegen Erreichens der Al-
tersgrenze erhalten würden) 
nicht die Höchstgrenze erreicht, 
die Arbeitszeit mindestens die 
Hälfte der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit beträgt 
und dienstliche Belange dem Hi-
nausschieben nicht entgegen-
stehen.

Zu den weiteren Inhalten des 
Gesetzentwurfs – unter ande-
rem zur Erfüllungsübernahme 
von Schmerzensgeldansprüchen 
und zu den in das Gesetz über-
führten Regelungen der Einstel-
lungshöchstaltersgrenzen – sind 
einige Detailforderungen aufge-
stellt worden.�

Ministerpräsident um Gespräch gebeten
Nachbesserungen bereits in 2017 
Der NBB-Landesvorsitzende Friedhelm Schäfer hat-
te in einer ersten Reaktion nach dem erreichten Ta-
rifabschluss für die Tarifbeschäftigten der Länder 
eine Nachbesserung noch im Jahr 2017 insbeson-
dere auch für die unteren und mittleren Besol-
dungsgruppen gefordert. 

Zur Thematik insgesamt hatten 
wir in der letzten Ausgabe be-
richtet.

In einem zwischenzeitlichen 
Schreiben an den Niedersäch
sischen Ministerpräsidenten 
Stephan Weil stellte der NBB-
Landesvorsitzende Friedhelm 
Schäfer ihm gegenüber seine Er-
wartung deutlich heraus, dass 
der NBB nach Abschluss der Ta-
rifverhandlungen ein Gespräch 
darüber erwarte, ob – gegebe-
nenfalls wie und wann – die 
Landesregierung im Rahmen 
der sogenannten Nachbesse-
rungsklausel auf diese Ergebnis-
se mit Blick auf die vom Landtag 
im Dezember beschlossenen 
und damit schon feststehenden 
Besoldungs- und Versorgungs-
erhöhungen für die Jahre 2017 
und 2018 reagieren wolle. 

Dem Ministerpräsidenten sind in 
dem Schreiben die wesentlichen 
Vorstellungen und Forderungen 
des NBB dargestellt worden.

Dazu gehört neben dem zeitli-
chen Vorziehen der jeweils zum 
1. Juni beschlossenen Erhöhun-
gen auch eine Berücksichtigung 
von Mindesterhöhungsbeträgen. 

Deutliche Kritik übt Friedhelm 
Schäfer daran, dass die in die-
sem und im vorangegangenen 
Tarifabschluss verabredeten 
Mindesterhöhungsbeträge von 
jeweils 75 Euro bei den Beamtin-
nen und Beamten sowie Versor
gungsempfängern/-innen in den 
unteren und mittleren Besol-
dungsgruppen nicht angekom-
men sind beziehungsweise an-
kommen werden. Dies sei 
besonders bedauerlich, weil die 

Besoldung beziehungsweise Ver-
sorgung zum Teil in diesen Berei-
chen, wenn überhaupt, nur we-
nig über dem Niveau der sozialen 
Grundsicherung liege und die Be-
lastungen infolge der gerade er-
folgten erheblichen Steigerungen 
bei den Beiträgen zur privaten 
Krankenversicherung sich hier 
besonders auswirken würden. 

Da die im Tarifabschluss verein-
barten linearen Erhöhungen mit 
dem Mindestbetrag nur einen 
Teil des finanziellen Volumens 
der Tarifeinigung ausmache, for-

derte der NBB-Landesvorsitzen-
de, dass dieses finanzielle Volu-
men auch für die Beamtinnen, 
Beamten sowie Versorgungs
empfänger/-innen zur Verfü-
gung gestellt werde. 

Schließlich wird klargestellt, 
dass der NBB eine Nachbesse-
rung bereits für und in 2017 er-
warte. Dies lasse die Haushalts-
lage Niedersachsens zu.

Zum Redaktionsschluss war ein 
Gespräch noch nicht vereinbart. 
�

<< Tarifinfo

Entgelterhöhungen 2017 und 2018
Bereits in der Ausgabe März 2017 des niedersachsen magazins 
(Seite 4) haben wir über die Tarifeinigung und die damit ver-
bundenen Entgelterhöhungen für 2017 und 2018 berichtet. 

Wie das Niedersächsische Landesamt für Bezüge und Versor-
gung (NLBV) jetzt auf seiner Internetseite mitteilt, wird eine 
Zahlung der erhöhten Entgelte ab Abrechnungsmonat 5/2017, 
erfolgen. Es weist ausdrücklich darauf hin, dass die Zahlungen 
zunächst nur unter dem Vorbehalt der Rückforderung auf-
grund etwaiger Änderungen in den noch zwischen den Tarif-
vertragsparteien stattfindenden Redaktionsverhandlungen er-
folgen.�
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Gleichberechtigungsgesetz in Ausschussberatung
NBB nutzt Stellungnahmemöglichkeit
Der Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie, Gesund-
heit und Migration des Niedersächsischen Landtags 
hat dem NBB die Möglichkeit eingeräumt, schrift-
lich zum Entwurf eines Niedersächsischen Gleich-
berechtigungsgesetzes (NGG) Stellung zu nehmen.

Mit Blick auf die grundsätzliche 
Kritik am Inhalt des Gesetzes 
und der Gesetzesbegründung – 
wir hatten in der letzten Ausga-
be und zuvor berichtet – hat der 
NBB diese ihm eröffnete Mög-
lichkeit gern genutzt, um den 
Mitgliedern des federführen-
den Ausschusses und den Abge-
ordneten des Niedersächsi-
schen Landtags insgesamt ein 
vollständiges und richtiges Bild 
der Forderungen, kritischen Fra-
gen und Anmerkungen seiner 
Stellungnahme zu vermitteln.

Besonders erwähnenswert sind 
zudem Äußerungen von Sozial-
ministerin Cornelia Rundt in ei-
nem Interview mit dem Rund-
blick – veröffentlicht am 6. März 
2017 – zu den Inhalten des Ge-
setzentwurfs. 

„Gegenwärtig erleben wir noch 
in vielen Behörden die typischen 
Absprachen unter den Gruppen 
von Männern. Man verspricht 
sich gegenseitig den Aufstieg – 
und weil oft auf Ausschreibun-
gen verzichtet wird, können sich 

solche Seilschaften dann auch 
durchsetzen ... Mit dem neuen 
Gesetz zwingen wir die Verwal-
tungen dazu, bei Stellenneube-
setzungen auszuschreiben … Je 
höher die Position im öffentli-
chen Dienst, die besetzt werden 
soll, desto weniger kommen 
Frauen zum Zuge. Wir merken 
das schon bei den Beurteilungen, 
die wir verglichen haben. Frauen 
haben, im Vergleich zu Männern, 
oft die schlechteren Benotungen 
erhalten. Übrigens gilt das auch 
für Teilzeitbeschäftigte, die hier 
gegenüber Vollzeitbeschäftigten 
benachteiligt werden. Uns ist 
wichtig, dass wir die Personal-
sachbearbeiter schulen und ih-
nen deutlich machen, dass eine 
Diskriminierung von Frauen 
nicht akzeptiert werden kann. 
Die Beurteilungen in den Behör-
den müssen für die Beschäftig-
ten transparenter werden.“

In seiner aktuellen Stellungnah-
me hat der NBB konkrete Bei-
spiele für die Aussage der Minis-
terin eingefordert, dass Männer 
sich gegenseitig den Aufstieg 

versprechen, von Ausschreibun-
gen abgesehen wird und sich 
damit dann „Seilschaften“ 
durchsetzen.

Hintergrund der Frage ist, dass 
bereits nach geltendem Recht 
Stellen grundsätzlich auszu-
schreiben sind und die Gleichstel-
lungsbeauftragte bei Ausschrei-
bungen beziehungsweise dem 
Verzicht auf sie zu beteiligen ist.

Die zitierte Aussage zu den Be-
urteilungen teilt der NBB vor al-
lem mit Blick auf die Beurtei-
lung von Teilzeitbeschäftigten. 

Auch hier wurde seitens des NBB 
die Nennung konkreter Beispiele 
und Ergebnisse eingefordert. Es 
ist dabei von Interesse, in wel-
chen Ressorts und nachgeordne-
ten Behörden die Beurteilungen 
von Frauen (ohne Teilzeitbe-
schäftigung) und die Beurteilun-
gen von Frauen und Männern in 
Teilzeitbeschäftigung schlechter 
sind, wie von Ministerin Rundt 
für die Frauen erklärt.

Selbst die in der Gesetzesbe-
gründung angegebene Litera-
turquelle gibt nämlich keinen 
weiteren Aufschluss.

Die Äußerungen zeigen aller-
dings, dass die schon im Beteili-
gungsverfahren vorgebrachte 

und in der aktuellen Stellung-
nahme erneuerte NBB-Kritik an 
dem Gesetzentwurf, unter an-
derem zur Thematik Beurteilun-
gen, zu notwendigen Verände-
rungen in der Denk- und 
Handlungsweise von Führungs-
kräften und unseren Forderun-
gen an die Landesregierung 
nicht so ganz falsch sein können. 

Umso mehr ist der NBB darüber 
irritiert, dass diese Argumente 
nicht in die Begründung der vor-
liegenden Drucksache aufge-
nommen wurde.

Wir fragen uns erneut, wie ernst 
die – mit dem Gesetzentwurf dar-
gelegten – selbstgesteckten Ziele 
gemeint sind, wenn die weiterge-
henden Forderungen des NBB 
beispielsweise zu Auswahlverfah-
ren und -kriterien, Beurteilungen, 
Fortbildung, Benachteiligungs-
verbot und zur Vereinbarkeit von 
Erwerbs- und Familienarbeit bis 
heute nicht einmal als solche of-
fengelegt wurden. 

Wir fragen uns dies auch, weil 
wir den Eindruck haben, dass die 
tatsächliche Lebenswirklichkeit 
und Erfahrungswelt unserer 
Kolleginnen und Kollegen mit 
Familienarbeit und/oder Teil-
zeitbeschäftigung wohl nur von 
untergeordnetem Interesse ist.

Es ist an der Zeit, auch dieses in 
den Blick zu nehmen; die parla-
mentarische Beratung wäre ein 
guter Ort dafür.�

<< digitalRat.niedersachsen hat Arbeit aufgenommen

Beherztes Vorgehen für Landesverwaltung durch Landesregierung erforderlich
In der letzten Ausgabe hatten wir über 
die Berufung der Mitglieder des digital-
Rat.niedersachsen berichtet. Ihm gehö-
ren 20 Persönlichkeiten an, die die Berei-
che Politik, Wirtschaft, Verbände, 
Wissenschaft und Forschung, Medien, 
Bildung, Ethik, Arbeit und Verbraucher-
schutz repräsentieren.

Am Rande der CeBIT hat dieses Gremium 
am 20. März 2017 unter Vorsitz von Mi-
nisterpräsident Stephan Weil nun seine 
Arbeit aufgenommen und sich außerdem 
über die Arbeitsschwerpunkte der nächs-
ten Monate verständigt. Digitale Bildung 
scheint ein erster Schwerpunkt zu sein, 
mit dem man sich jetzt befassen wird.

Einige Mitglieder, unter anderem auch 
Ministerpräsident Stephan Weil, sehen 
nach der Pressemeldung Niedersachsen 
in vielen Bereichen bereits auf einem 
sehr guten Weg, auch wenn das nur ein 
Anfang sei. 
„Dennoch liegen noch große Aufgaben 
vor uns, die wir beherzt angehen“, wird 
Stephan Weil zitiert. Und Wirtschaftsmi-
nister Olaf Lies erklärt, die Digitalisierung 
stelle Wirtschaft und Gesellschaft vor gro-
ße Herausforderungen, sie biete aber 
auch große Chancen. Die Landesregierung 
werde den digitalen Wandel gestalten. 
Diesen Aussagen stimmen wir uneinge-
schränkt zu, weil ein beherztes Angehen 

dieser großen Aufgaben mindestens in 
gleichem Umfang für den öffentlichen 
Dienst in Niedersachsen gilt wie für Lan-
des- und Kommunalverwaltungen und 
ihre Beschäftigten.

Daher sehen wir die Landesregierung in 
der Pflicht, auch den digitalen Wandel in 
der Landes- und Kommunalverwaltung 
im konstruktiven Dialog mit den ge-
werkschaftlichen Spitzenorganisatio-
nen zu gestalten. Der öffentliche Dienst 
muss jetzt in den Fokus genommen wer-
den. Erfolgt dies nicht, wird dies dem 
Land Niedersachsen selbst und der nie-
dersächsischen Wirtschaft Schaden zu-
fügen.�
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Entschließungsantrag von SPD und Bündnis 90/Die Grünen
Digitale Verwaltung in Niedersachsen voranbringen
Der Ausschuss für Inneres und Sport des Nieder-
sächsischen Landtags befasst sich derzeit federfüh-
rend mit einem Entschließungsantrag der Regie-
rungsfraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen unter dem Titel „Digitale Verwaltung in 
Niedersachsen voranbringen – modern, sicher und 
bürgerfreundlich!“

In der Drucksache 17/6907 sind 
dazu neun Forderungen an die 
Landesregierung formuliert.

Inhaltlich geht es bei den Forde-
rungen von Maßnahmen zur 
weiteren Digitalisierung  der 
Landesverwaltung über die 
dauerhafte und bestmögliche 
Schaffung von IT-Sicherheit, die 
Unterstützung der Kommunen 
und das Schaffen von Schnitt-
stellen zur Portabilität der digi-
talen Verwaltungsarbeit auf 
Landes- und kommunaler Ebe-
ne, den Ausbau der Behörden
informationen im Internet, die 
Durchführung digitaler Ver
waltungsverfahren, die Bereit-
stellung von verständlichen 
elektronischen Formularen, 
Assistenzsystemen, elektroni-
schen Bezahlmöglichkeiten und 
einfachen Verfahren zur Vorla-
ge von Nachweisen, die vollstän-
dige, schnelle, medienbruch-
freie und einfach handhabbare 
Antragstellung über das Inter-
net in allen Bereichen der Ver-
waltung, medienbruchfreie 
elektronische Aktenführung 
auch für mobiles Arbeiten be-
ziehungsweise Telearbeit, Neu-
gestaltung von Geschäftspro-
zessen zum Nutzen aller 
Beteiligten und weitere Stan-

dardisierung der Informations-
technik in der Verwaltung bis 
hin zu Investitionen zur umfas-
senden und fortgesetzten Mo-
dernisierung und den Ausbau 
der IT der Landesverwaltung.

Zusammengefasst geht es also 
um einen riesigen bunten Strauß 
von Forderungen rund um Ver-
waltungsorganisation und Digi-
talisierung der Verwaltung. 

Die Fraktionen begründen ihren 
Antrag damit, dass Niedersach-
sen nur weiterhin erfolgreich 
sein könne, wenn die Chancen 
der Digitalisierung erkannt und 
daraus die nötigen Konsequen-
zen gezogen würden. Hierbei 
spiele die öffentliche Verwal-
tung eine wichtige Rolle. Als be-
deutender Faktor für das Funk-
tionieren der Wirtschaft und bei 
der privaten Lebensgestaltung, 
aber auch als Arbeitgeber für 
zahlreiche Beschäftigte müsse 
sich Verwaltung den Herausfor-
derungen der Digitalisierung 
stellen und sich selbst umge-
stalten und weiterentwickeln. 
Die Digitalisierung der Verwal-
tung biete auch neue Perspekti-
ven des Arbeitens für die Be-
diensteten, etwa durch die 
Möglichkeit, ortsunabhängig zu 

arbeiten unter jederzeitigem 
Zugriff auf die dazu erforderli-
chen Datenbestände.

Verwaltung und Gesetze seien 
häufig weiterhin auf das analo-
ge Zeitalter ausgerichtet. Mit 
dieser Entschließung werde der 
nötige Rahmen gefasst, der für 
die Weiterentwicklung einer di-
gitalen und zugleich sicheren 
Verwaltung von der Landesre-
gierung erfüllt werden müsse.

<< Warum ergreift der 
Landtag nicht die 
Initiative?

Die Antragssteller verweisen zu-
dem in der Begründung auf die 
Pflicht des Gesetzgebers, die 
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, um die Chancen der Digi
talisierung auch in der Ver
waltung nutzbar zu machen, 
zugleich aber auch deren Risiken 
Herr zu werden. Anzumerken ist 
dazu, dass die Abgeordneten 
schon längst für entsprechende 
Rahmenbedingungen als Mit-
glieder des niedersächsischen 
Gesetzgebers hätten sorgen 
können. 

<< Wie wir das sehen

Wie bekannt, steht der NBB der 
Digitalisierung der Verwaltung 
vom Grundsatz her nicht nur of-
fen gegenüber, sondern fordert 
eine solche; immer auch unter 
dem Blickwinkel von schutzbe-
dürftigen Interessen der Be-
schäftigten und neuen Chancen 
für flexiblere Arbeits(zeit)mo-
delle. 

Als problematisch bewertet der 
NBB den vorliegenden Entschlie-
ßungsantrag aber vor allem vor 
dem Hintergrund, dass die in 
Niedersachsen verantwortlichen 
politischen Entscheidungsträger 
zum einen die Entwicklungen 
auf der Bundesebene (in den 
nächsten fünf Jahren Schaffung 
eines Bürgerportals und um-
fangreiche Investitionen in wirk-
lich schnelles Internet) vollstän-
dig ausblenden. Zum anderen 
werden vielfältige Aufgaben wie 
die weitere Digitalisierung der 
Arbeitsabläufe, die Verbesse-
rung der IT-Sicherheit (auch bei 
mobilem Arbeiten mit beson-
ders schützenswerten Daten), 
die Neugestaltung von Verwal-
tungsorganisation einschließlich 
der elektronischen Aktenfüh-
rung miteinander in Verbindung 
gebracht, die ganz unterschied-
liche Ansatzpunkte beinhalten. 

Eine Forderung an die Landesre-
gierung, das wertvolle Know-
how der Beschäftigten aller Ver-
waltungsebenen zu nutzen und 
ihre Interessen über eine konst-
ruktive Begleitung durch die Ge-
werkschaftlichen Spitzenorgani-
sationen vorzusehen, fehlt 
allerdings ebenso wie die Einbe-
ziehung des Strategiepapiers der 
Landesregierung „Digitale Ver-
waltung 2025“, das letztlich über 
eine Zustandsbeschreibung nicht 
hinausgeht, vollständig. 

Wir warten gespannt darauf, wie 
es in diesem Themenfeld weiter-
geht und stehen als kritisch 
konstruktiver Gesprächspartner 
gerne weiter zur Verfügung.�

Zugang zu amtlichen Informationen 
NBB: Informationszugangsgesetz kritisch
Die Niedersächsische Landesregierung hatte den 
Entwurf eines Informationszugangsgesetzes 
(auch: Transparenzgesetz) beschlossen, das dem 
NBB zur Stellungnahme zugeleitet worden  
war.

<< Inhalt des Entwurfs
Bürgerinnen und Bürger erhal-
ten nach Darstellung der Lan-
desregierung einen Auskunfts-
anspruch gegenüber der 
öffentlichen Verwaltung. 

Interessierte müssten laut Ge-
setzentwurf keine besonderen 
Gründe vortragen, um Informa-
tionen aus dem Bereich der öf-
fentlichen Verwaltung zu erhal-
ten.  
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Der Gesetzentwurf sehe unter 
anderem weiterhin bei einigen 
Behörden wegen ihrer besonde-
ren Aufgaben und rechtlichen 
Stellung Ausnahmen vom Infor-
mationsanspruch vor. Während 
zum Beispiel ein solcher An-
spruch gegenüber Landesbe-
hörden und auch Gemeinden 
und Gemeindeverbänden vor-
gesehen ist, besteht er gegen-
über Landtag, Gerichten, Straf-
verfolgungsbehörden, Finanz- 
behörden oder Bildungseinrich-
tungen nur teilweise oder gar 
nicht. 

Das Gesetz sieht vor, dass die 
Verwaltungen zukünftig alle 
wesentlichen Informationen in 
ein allgemein zugängliches zen-
trales Informationsregister ein-
stellen. 

<< NBB-Stellungnahme

In seiner Stellungnahme macht 
der NBB klar, dass er sich dem 
Grundgedanken, mit einem 
Transparenzgesetz die Grundla-
gen staatlichen Handelns ge-
genüber Bürgerinnen und Bür-
gern und der Wirtschaft zu 
erklären, anschließen könne.

Es wird allerdings darauf hinge-
wiesen, dass bei Umsetzung des 
Gesetzes beispielsweise die 
Wirtschaft einen kostenfreien 
Zugang zu Informationen und 
Daten erhalte, die bei Verwen-
dung durch Unternehmen zu ei-
nem nicht nur unerheblichen 
wirtschaftlichen Erfolg beitra-
gen könnten. Der NBB erwarte 
deshalb die Klärung der Frage, 
wie eine Partizipation des Staa-
tes bei der Zurverfügungstel-
lung von staatlichen Daten und 
Dienstleistungen aussehen 
kann, die einen wirtschaftlichen 
Nutzen erbringen. 

<< Beamtenrechtliches 
Beteiligungsverfahren 
im Blick?

Das beamtenrechtliche Beteili-
gungsverfahren korrespondiert 
mit dem besonderen öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis 
und den hergebrachten Grund-
sätzen des Berufsbeamten-

tums. Unter anderem wegen 
des – vom NBB bekanntlich ge-
stützten – Streikverbots der Be-
amtinnen und Beamten sind 
den Gewerkschaftlichen Spit-
zenorganisationen der Beamten 
diese besonderen Beteiligungs-
rechte eröffnet worden.

Den Kerngehalt dieses Beteili-
gungsrechts sieht der NBB spä-
testens durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf infrage gestellt. 
Der NBB hält es in diesem Zu-
sammenhang schon heute für 
unangemessen und problema-
tisch, dass Gesetzentwürfe, die 
dem beamtenrechtlichen Betei-
ligungsverfahren unterliegen, 
zu einem Zeitpunkt auf der In-
ternetpräsenz des Landes zu fin-
den sind, zu dem dieses – ge-
setzlich verankerte – Verfahren 
noch gar nicht eingeleitet bezie-
hungsweise noch nicht zum Ab-
schluss gebracht worden ist. 

Im Entwurf ist leider keine Aus-
sage dazu zu finden, wie und 
wenn in welcher Form die Lan-
desregierung absichern will, 
dass dieses besondere, auf 
dem Grundgesetz basierende 
Recht in Einklang mit dem Ge-
setzentwurf und dem tatsäch-
lichen Handeln gebracht wer-
den soll.

<< Arbeitsbelastung

Kritisch sieht der NBB die Geset-
zesbegründung mit Blick auf die 
prognostizierte Arbeitsbelas-
tung der Beschäftigten.

Die Ausführungen sind vollkom-
men unzureichend, weil das zu-
grunde liegende Zahlenmaterial 
für eine Prognose der Arbeitsbe-
lastung nur sehr eingeschränkt 
nutzbar ist. Diese beruht auf 
Fallzahlen von Bundesländern, 
deren Größe und Struktur nicht 
mit Niedersachsen vergleichbar 
sind und weit überwiegend für 
deutlich zurückliegende Jahre 
erhoben wurden. Eine auch nur 
annähernd feststellbare Grö-
ßenordnung der zusätzlichen 
Arbeitsbelastung der Beschäf-
tigten ist damit nicht möglich. 
Ein Aufzeigen dieser wird aber 
von uns zwingend erwartet.

Allein aus diesem Grund ist der 
Gesetzentwurf abzulehnen.

Generell hat sich die Arbeitsbe-
lastung der Beschäftigten auf 
einem sehr hohen Niveau einge-
pendelt. Schon jetzt sind in 
vielen Verwaltungsbereichen 
Urlaubs- und Krankheitsvertre-
tungen auf ein Minimum zu-
rückgefahren worden, der Kran-
kenstand ist zum Teil hoch. Eine 
zusätzliche Belastung on top ist 
daher nicht mehr hinnehmbar. 

<< Kompliziert ist Gegenteil 
von bürgerfreundlich 

Die Einzelregelungen des Geset-
zes stehen aus NBB-Sicht dia-
metral dem Grundsatz von Bür-
gerfreundlichkeit entgegen.

Unabhängig von zu erwarten-
den und tatsächlichen Bear
beitungszahlen lassen die vor-
gesehenen Regelungen eine 
komplizierte, eingehende und 
damit zeitintensive Prüfung er-
warten; wertvolle Arbeitszeit 
wird in Anspruch genommen, 
die für die Wahrnehmung der 
eigentlichen Aufgabe nicht 
mehr zur Verfügung steht.

Die gesellschaftliche Entwick-
lung und die praktischen Erfah-
rungen aus allen Verwaltungs-
bereichen lassen mindestens 
vermuten, dass bei Ablehnung 
eines Antrags auch Rechtsbe-
helfe dagegen eingehen wer-
den. Deren Bearbeitung wird 
wiederum einen nicht unwe-
sentlichen Zeitaufwand zur Fol-
ge haben, welcher wiederum 
Arbeitskraft und Arbeitszeit 
kostet.

<< Amtsträger/-innen 
müssen geschützt 
werden

Vorgesehen ist, dass in der Regel 
Name, Titel, akademischer 
Grad, Berufs- und Funktionsbe-
zeichnung sowie Dienstan-
schrift des/der Amtsträgers/-in, 
der/die an dem jeweiligen Vor-
gang mitgewirkt hat, bekannt 
gegeben werden. Die Vorschrift 
beinhaltet zwar eine Ausnahme 
für den Fall, dass schutzwürdige 

Sicherheitsbelange der betrof-
fenen Person entgegenstehen; 
diese Ausnahme reicht aus NBB-
Sicht aber nicht aus.

Amtsträger/-innen repräsentie-
ren den „Staat“ und damit letzt-
lich unsere Gesellschaft persön-
lich und in Form ihrer 
Dienstausübung. Daher ge-
bührt ihnen – schon allein aus 
Fürsorgegesichtspunkten des 
Dienstherrn/Arbeitgebers – ein 
besonderer persönlicher Schutz, 
dem die vorgesehene Regelung 
entgegensteht.

Die jüngsten Entwicklungen mit 
der deutlich zunehmenden Ge-
walt gegen Beschäftigte des öf-
fentlichen Dienstes scheinen 
überhaupt nicht berücksichtigt 
worden zu sein. Es ergibt sich 
dazu auch keinerlei Erkenntnis 
aus der Begründung. Mindes-
tens eine Auseinandersetzung 
mit dieser Frage aber können 
die Beschäftigten von ihrem Ar-
beitgeber Land Niedersachsen 
wohl erwarten.

Dies gilt im Übrigen nicht nur 
für den rein dienstlichen Be-
reich. Es ist, auch das zeigen die 
Erfahrungen unserer Kollegin-
nen und Kollegen, nicht auszu-
schließen, dass Beschäftigte 
aufgrund der angedachten In-
formationen über ihre Person 
auch in ihrer Freizeit bezie-
hungsweise ihrem privaten Um-
feld persönlich „belangt, beläs-
tigt oder angegriffen“ werden 
könnten.

Für eine unabhängige, dem gel-
tenden Recht und den Belangen 
der Gesellschaft unterworfene 
Dienstausübung wäre die Angst 
davor aber wohl kaum zielfüh-
rend. 

Wir werden über den Fortgang 
des Gesetzgebungsverfahrens 
berichten.�
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